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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 388/10 B 
 
L 5 R 95/10 (Hessisches LSG) 
S 23 R 537/08 (SG Darmstadt) 
 
 
 
………………………., 
 
 
 
 Kläger, Antragsteller und 
 Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………., 

 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. Januar 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,   die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Be-

schluss des Hessischen Landessozialgerichts vom 14. Oktober 2010 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im vorbezeichneten Beschluss 

Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwältin W.               -E.        , 

            E.            
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beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 14.10.2010 hat das Hessische LSG einen Anspruch des Klägers auf 

Gewährung von höherer Witwerrente unter Zugrundelegung der tatsächlichen 

Arbeitseinkommen seiner verstorbenen Ehefrau verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat der Kläger Beschwerde beim 

BSG eingelegt. Er beruft sich auf einen Verfahrensmangel iS von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG. Für 

die Durchführung des Beschwerdeverfahrens hat der Kläger die Bewilligung von 

Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwältin W.            -E.     ,          

E.                            , beantragt. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, da sie nicht formgerecht begründet ist (vgl 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß 

§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Beschlusses besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 
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128 Abs 1 Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er 

sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht 

gefolgt ist. 

 

Der Kläger rügt eine Verletzung des § 103 SGG. Er bemängele eine Verletzung der eigenen 

Amtsermittlungspflicht des zuständigen Gerichtes sowie die trotz seines rechtzeitigen Antrags 

nicht erfolgte Bestellung eines unabhängigen Gutachters, der zur Klärung des Streitfalls ein 

aussagefähiges Sachverständigengutachten hätte erstellen können, das ua die Wahrheit über 

die erfolgten Manipulationen des damaligen Ministeriums für Staatssicherheit der Deutschen 

Demokratischen Republik im vorliegenden Fall hätte ans Licht bringen können. Mit diesem 

Vorbringen ist eine Sachaufklärungsrüge nicht ordnungsgemäß bezeichnet. 

 

Der Kläger hat bereits nicht aufgezeigt, dass er einen prozessordnungsgemäßen Beweisantrag 

gestellt habe. Zur Darlegung eines prozessordnungsgemäßen Beweisantrags muss nicht nur 

die Stellung des Antrags, sondern auch aufgezeigt werden, über welche im einzelnen 

bezeichneten Punkte mit welchen Beweismittel Beweis erhoben werden sollte. Denn Merkmal 

eines Beweisantrags ist eine bestimmte Tatsachenbehauptung und die Angabe des 

Beweismittels für diese Tatsache (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6 mwN). Diesen 

Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung nicht. Substantiierte, zu beweisende 

Tatsachen werden nicht benannt. 

 

Ferner hat der Kläger insbesondere nicht dargetan, dass die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem angeblichen Mangel beruhen kann. 

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, da sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Da die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet, kann dem 

Kläger für das Beschwerdeverfahren vor dem BSG Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von 

Rechtsanwältin W.                     -E.        nicht gewährt werden (vgl § 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm 

§ 114 ZPO). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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